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Aktuelles vom Rechtsschutz­
beauftragten 
Zentrale Daten über die Kontrolltätigkeit des 
Rechtsschutzbeauftragten im Jahr 2014 

Manfred Burgstaller, 
Rechtsschutzbeauftragter beim 

Bundesministerium für Inneres. 

Dass der Rechtsschutzbeauftragte (fortan kurz: RSB) beim Bundesministerium für 
Inneres (BMI) – ihm obliegt vor allem die Kontrolle der in § 91c Sicherheitspolizei­
gesetz (SPG) aufgezählten sicherheitspolizeilichen Ermittlungshandlungen, die dem 
Betroffenen typischerweise zumindest zunächst nicht bekannt werden und somit auf dem 
Rechtsmittelweg nicht bekämpft werden können – Informationen über seine konkrete 
Tätigkeit im jeweils vorangegangenen Jahr auch der Öffentlichkeit zugänglich macht, ist 
mittlerweile gute Tradition. Diese dem Transparenzanliegen des RSB dienende Übung 
soll mit dem vorliegenden Beitrag, der zentrale Daten für 2014 bietet, fortgeführt wer­
den. Die Erhebung der Daten aus den Meldungen wurde von Louis Kubarth durchge­
führt. Die nähere Datenanalyse sowie die Auswahl und Aufbereitung der im Folgenden 
präsentierten Daten aus dem vom RSB Manfred Burgstaller verfassten Jahresbericht 
2014, der gemäß § 91d Abs 4 SPG der Bundesministerin für Inneres zu erstatten war, 
erfolgte durch Manfred Burgstaller und Louis Kubarth gemeinsam. 

louis KuBarth, 
Referent des Rechtsschutz­
beauftragten beim Bundes­

ministerium für Inneres. 

i. Meldungen an den rsB iM 
gesaMtüBerBlicK 

1. Meldungen insgesaMt 
Im Jahr 2014 wurden dem RSB insgesamt 
2.182 Meldungen übermittelt. Gegenüber 
dem Vorjahr bedeutet das eine Zunahme 
um 94 Meldungen (+ 4,5 %). Die ange­
führte geringfügige Steigerung lässt sich – 
bei vernachlässigbaren Schwankungen an­
derer Meldungskategorien – vor nehmlich 
auf eine Zunah me der Meldungen über 
schlichte Observationen zur ückführen. 

2. Kategorien der 
Meldungen 
Von zentraler Bedeutung f ür die A rbeit 
des RSB ist naturgemäß, wie sich die bei 
ih m eingelang ten Meldungen auf die in 

den drei Absätzen des § 91c SPG1 grund­
gelegten Kontrollkategorien ver teilen. 

Der in der Tabelle 1 ausgewiesene 
Befund ist nicht überraschend. Die über­
wältigende Mehrheit aller 2014 an den 
RSB erfolgten Meldungen, nämlich nicht 
weniger als 2.105 (96,5 %), betraf die in 
§ 91c Abs 1 SPG zusammengefassten Er­
mittlungshandlungen, die der RSB einer 
nachprüfenden Kontrolle zu unterziehen 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Meldungen zur Anzahl Anteil 
nachprüfenden Kontrolle 
(§ 91c/1) 2.105 96,5 % 
Vorweg-Stellungnahme 
(§ 91c/2) – – 
erweiterten Gefahren-
erforschung (§ 91c/3) 77 3,5 % 
alle Meldungen 2.182 100 % 

Tab. 1: Kategorien der Meldungen 
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hat. 77 Meldungen (3,5 %) bezogen sich 
auf die Kategorie mit der intensivsten 
Kontrolle durch den RSB, nämlich erwei­
terte Gefahrenerforschungen gemäß § 91c 
Abs 3 SPG. 

Fälle einer Datenermittlung, die dem 
RSB gemäß § 91c Abs 2 SPG bereits vor 
ihrer geplanten Durchführung zur Stel­
lungnahme vorzulegen sind, gab es im Be­
richtsjahr überhaupt nicht. Daher können 
sich die weiteren Ausführungen zu der zu­
letzt angeführten Meldungskategorie auf 
eine kurze, fallunabhängige Darstellung 
der von § 91c Abs 2 SPG erfassten Daten­
ermittlungsbefugnisse beschränken. Ge­
genstände, deren Kontrolle dem RSB im 
Wege der Vorweg­Stellungnahme über­
tragen ist, sind (1) gut sichtbar anzukün­
digende Überwachungen öffentlicher Orte 
mit Bild­ und Tonaufzeichnungsgeräten, 
wobei es sich bei der betreffenden Ört­
lichkeit entweder um einen Kriminalitäts­
schwerpunkt oder um den Ort einer natio­
nalen oder internationalen Veranstaltung 
handeln muss, an der besonders zu schüt­
zende internationale Vertreter teilnehmen, 
sowie (2) die Anlegung operativ und stra­
tegisch zur Kriminalitätsbekämpfung ein­
setzbarer Analysedatenbanken und (3) die 
Ermittlung und Verarbeitung von Daten 
zur Abklärung spezifischer Gefährdungen 
verfassungsmäßiger Einrichtungen. 

ii. Meldungen zur nach­
prüfenden Kontrolle iM 
üBerBlicK 

1. Verteilung auf Melde­
Konstellationen 
Die Ermittlungsakte, für die gemäß § 91c 
Abs 1 eine Meldung an den RSB zur nach­
prüfenden Kontrolle zu erstatten ist, sind 
ganz verschiedenartig. Von vorrangigem 
Interesse ist daher, wie sich die Gesamtheit 
der in Rede stehenden Meldungen auf die 
einzelnen Melde­Konstellationen verteilt. 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Konstellation Anzahl Anteil 
Ermittlungen zu IP-Adressen 
(§ 53/3a/Z 2 und 3) 20 1 % 
Punktuelle Ermittlung von Daten 
eines Anrufers (§ 53/3a/Z 4) 7 – 
Ermittlungen von Standortdaten 
(§ 53/3b) 1.085 52 % 
Verwendung fremder Bilddaten 
(§ 53/5) 3 – 
Observationen sowie 
Observationen iVm verdeckten 
Ermittlungen, dem Einsatz von 
Bild- und Tonaufzeichnungs-
geräten sowie der Verwendung 
fremder Bilddaten (§ 54/2, 
§§ 54/2 iVm 54/3, §§ 54/2 
iVm 54/4, §§ 54/2 iVm 54/3 
und 54/4, §§ 54/2 iVm 53/5) 291 14 % 
Verdeckte Ermittlungen (§ 54/3) 13 1 % 
Einsatz von Bild- und Tonauf-
zeichnungsgeräten (§ 54/4) 92 4 % 
Einsatz von Kennzeichener-
kennungsgeräten (§ 54/4b) 594 28 % 
Alle Konstellationen 2.105 100 % 

Tab. 2: Meldungen gemäß § 91c Abs 1 

Die Tabelle 2 zeigt, dass im Jahr 2014 
nicht weniger als 94 % aller Meldungen 
gemäß § 91c Abs 1 auf bloß drei Kon­
stellationen entfielen: 1.085 (52 %) der 
in Rede stehenden Meldungen bezogen 
sich auf die Ermittlung von Standortdaten, 
594 (28 %) auf den Einsatz von Kennzei­
chenerkennungsgeräten und 291 (14 %) 
auf den Gesamtbereich der Observation. 
Die Ermittlung von Standortdaten und der 
Gesamtbereich der Observation werden 
auf Grund ihrer Bedeutung im nächsten 
Abschnitt gesondert erörtert. Zu den übri­
gen Konstellationen der nachprüfenden 
Kontrolle sei das Folgende gesagt. 

2. Konstellationen Mit 
KurzinforMation 
Die Z 2 und 3 des § 53 Abs 3a berechtigen 
die Sicherheitsbehörden zu auf IP­Adres­
sen bezogenen Auskunftsverlangen (IP­
Adresse zu einer bestimmten Nachricht 
und Zeitpunkt ihrer Ü ber mittlung bzw 
Name und Anschrift des Benutzers einer 
IP­Adresse zu einem bestimmten Zeit­
punkt). Im zweiten Fall war bis 30. Juni 

5 
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2014 die Verwendung von maximal drei 
Monate z u r ück liegenden Vor rat sd aten 
möglich. Mit Wirk ung vom 1. Juli 2014 
wurde diese – wie auch eine weitere, zur 
Heranziehung von Vorratsdaten ermächti­
gende (siehe unten III. 1. e) – Bestimmung 
des SPG vom Ve r fa ssu ngsge r icht shof 
(VfGH) als verfassungswidrig aufgeho­
ben.2 Wie die Auswertung der Meldungen 
aus 2014 zeigt, bestand der Grund für An­
fragen gemäß § 53 Abs 3a Z 2 und 3 zu 
rund 2/3 in der Verhinder ung im Internet 
angekündigter Selbstmorde und zu r und 
1/3 in der Abweh r gef ährlicher A ng riffe 
bzw k rimineller Verbindungen. Die De­
likte, um die es in der zweiten Gr uppe 
ging, waren Sexualdelikte (§§ 201 ff Straf­
gesetzbuch [StGB]) und Delikte gegen die 
Freiheit (§§ 105, 107, 144 StGB); fer ner 
ging es um die Abwehr der Auskundschaf­
tung von Geschäfts­ und Betriebsgeheim­
nissen durch widerrechtlichen Zugriff auf 
ein Computersystem (§§ 118a, 123, 124 
StGB) und um Abwehr von Ter rorismus­
gefahr. Von der im ersten Halbjahr 2014 
noch bestehenden Möglichkeit zur Heran­
ziehung von Vor ratsdaten bei der Zuord­
nung einer IP­Adresse zu einem Benutzer 
wurde in keinem Fall Gebrauch gemacht. 

Die Ziffer 4 des § 53 Abs 3a berechtigt 
die Sicherheitsbehörden zur so genannten 
punktuellen Rufdatenrückerfassung (Aus­
kunft über Namen, Anschrift und Teil­
nehmernummer eines Anschlusses, von 
dem aus zu einer bestimmten, möglichst 
genau anzugebenden, Zeit ein bekannter 
Anschluss angerufen wurde). Von den 
sieben eingegangenen Meldungen wurde 
eine fälschlicherweise erstattet, weil sie in 
Wahrheit eine nicht meldepflichtige bloße 
Stammdatenabfrage nach der Z 1 der in 
Rede stehenden Gesetzesbestimmung be­
traf. Von den verbleibenden sechs Mel­
dungen bezogen sich vier auf die Abwehr 
gefährlicher Angriffe, wobei es in drei 
Meldungen um die versuchte Beendigung 

von gegen eine Frau gerichteten anonymen 
Drohanrufen ging und in einer um die 
Abwendung der von einer angeblich auf 
einem Parkplatz abgelegten Bombe ausge­
henden Gefahr. Grund für die Auskunfts­
begehren in den übrigen zwei Fällen war 
die Hilfeleistung nach telefonischen Sui­
zidankündigungen. 

Unter sehr komplex formulierten Vor­
aussetzungen sind die Sicherheitsbehör­
den gemäß § 53 Abs 5 im Einzelfall er­
mächtigt, personenbezogene Bilddaten, 
die Rechtsträger des öffentlichen oder pri­
vaten Bereichs mittels Einsatz von Bild­
und Tonaufzeichnungsgeräten rechtmäßig 
ermittelt und den Sicherheitsbehörden 
übergeben haben, zur Abwehr gefähr­
licher Angriffe oder krimineller Verbin­
dungen, wenn bestimmte Tatsachen auf 
eine schwere Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit schließen lassen, und zur Fahn­
dung (§ 24) zu verwenden. Durch die am 
1. April 2012 in Kraft getretene Novellie­
rung wurde die Bedeutung des § 53 Abs 5 
für die Praxis drastisch reduziert.3 Im Jahr 
2014 wurden nur mehr drei Meldungen er­
stattet, wobei eine der Meldungen über ei­
nen Fahndungsfall, der nach der aktuellen 
Rechtslage nicht mehr erfasst ist, berichtet 
und daher irrtümlich erstattet wurde. 

Meldungen zur verdeckten Ermittlung, 
verstanden als das „Einholen von Aus­
künften ohne Hinweis auf den amtlichen 
Charakter sowie auf die Freiwilligkeit der 
Mitwirkung“, sind 2014, wie schon in den 
Vorjahren, nur in sehr geringer Zahl erstat­
tet worden. Gegenstand der insgesamt 13 
gemeldeten einfachen verdeckten Ermitt­
lungen waren 2014 allein Suchtmitteldelikte. 

Die Ermittlung personenbezogener Da­
ten mit Bild­ und Tonaufzeichnungsge­
räten ist gemäß § 54 Abs 4 iVm Abs 4a zur 
Abwehr gefährlicher Angriffe oder krimi­
neller Verbindungen nur unter sehr kom­
plex formulierten Einschränkungen zuläs­
sig. Generell festzustellen ist, dass 2014 
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wiederum allein der Einsatz von Bildauf­
zeichnungsgeräten gemeldet wurde. Der 
Hauptanwendungsfall ist die Abwehr des 
organisierten grenzüberschreitenden KFZ­
Diebstahls. Weitere typische Einsatzbe­
reiche der in Rede stehenden Maßnahme 
sind sonstige (meist ebenfalls organisiert 
begangene) Vermögensdelikte und Delikte 
nach dem Suchtmittelgesetz. 

Gemäß § 54 Abs 4b sind die Sicherheits­
behörden ermächtigt, verdeckt mittels Ein­
satz von Kennzeichenerkennungsgeräten 
personenbezogene Daten für Zwecke der 
Fahndung zu verarbeiten. Unmittelbarer 
Gegenstand der Fahndung sind hier allein 
durch das Kennzeichen definierte Kraft­
fahrzeuge. Zu § 54 Abs 4b wurden 2014 
insgesamt 594 Meldungen erstattet. Nach 
wie vor werden Kennzeichenerkennungs­
geräte ganz überwiegend zur Fahndung 
nach gestohlenen Kraftfahrzeugen und zur 
Bekämpfung sonstiger Eigentumskrimi­
nalität eingesetzt, was zusammen mit den 
so genannten „Ausgleichsmaßnahmen“ für 
den Entfall der Grenzkontrollen nach dem 
Schengener Grenzkodex 99 % ausmacht. 

iii. Meldungen zur nach­
prüfenden Kontrolle – 
ausgewählte detailinfor­
Mationen 

1. erMittlung Von stand­
ortdaten 
a) Gemäß § 53 Abs 3b dürfen die Sicher­
heitsbehörden von den Bet reiber n öf­
fentl icher Telekom mu n i k at ion sd ie n st e 
Ausk u n f t über Sta ndor td aten u nd d ie 
inter nationale Mobilteilneh merken nu ng 
(IMSI) eines Mobiltelefons der gef ähr­
deten oder diese begleitenden Person nur 
zur Hilfeleistung bei bzw zur Abwehr ei­
ner – auf Grund bestimmter Tatsachen an­
zunehmenden – gegenwärtigen Gefahr für 
das Leben, die Gesundheit oder Freiheit 
eines Menschen verlangen. Liegen diese 

Voraussetzungen vor, darf die Sicherheits­
behörde z u r Lokalisier ung des Telefons 
auch „technische Einrichtungen“ nutzen, 
deren Einsatz – namentlich ist hier der so 
genannte „IMSI­Catcher“ angesprochen – 
einer gesonder ten Meldepflicht unterliegt. 

Bis zum 30. Juni 2014 waren bei Vorlie­
gen derselben Voraussetzungen Auskünfte 
über Standortdaten auch dann zu erteilen, 
wenn hierfür die Verwendung von Vor­
ratsdaten erforderlich war. Diese Regelung 
wurde – wie oben beschrieben – durch das 
VfGH­Erk vom Juni 2014 als verfassungs­
widrig wieder aufgehoben. 

b) Konkret interessiert zunächst, welche 
Sachverhaltskonstellationen die Grund­
lage dafür bildeten, dass die gesetzlich ge­
forderte gegenwärtige Gefahr für Leben, 
Gesundheit oder Freiheit angenommen 
werden konnte. 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Gefahrenbegründende 
Konstellation Anzahl Anteil 
befürchteter Suizid 663 64 % 
befürchteter Unfall 248 24 % 
befürchtetes Verbrechen 39 4 % 
nicht eindeutig zuordenbare 
Gefahr 83 8 % 
Alle Konstellationen 1.033 100 % 

Tab. 3: Erstmeldungen zur Ermittlung von 
Standortdaten (§ 53 Abs 3b) 

Wir sehen, dass die mit großem Ab­
stand häufigste Konstellation nach wie vor 
die Befürchtung eines Suizids mit einem 
Anteil an allen Standortermittlungen von 
nicht weniger als 64 % darstellt. In 2/3 die­
ser Fälle lag eine ausdrückliche Suizid­
ankündigung vor. In den restlichen Fällen 
eines befürchteten Suizids stützte sich diese 
Befürchtung vor allem auf die Mitteilung 
einschlägig besorgniserregender Umstän­
de durch Personen aus dem privaten oder 
beruflichen Umfeld des Betroffenen. 

Die Befürchtung eines „Unfalls“, die 
mit 24 % die zweithäufigste Konstella­
tion darstellt, bildet eine Sammelkategorie. 

7 
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Dominant dabei waren – gereiht nach Häu­
figkeit – die Befürchtungen von Alpin­
und Freizeitunfällen, Unfällen auf Grund 
medizinischer Notlagen, von alkohol­ oder 
drogenassoziierten Notlagen sowie von 
Verkehrsunfällen. 

4 % der Standortfeststellungen wurden 
zur Abwehr der aus einem befürchteten 
Verbrechen abgeleiteten Gefahr durchge­
führt. Und in 8 % der auf Standortdaten 
gerichteten Auskunftsverlangen gab es 
Hinweise, die auf mehrere der angeführten 
konkreten Konstellationen zielten, ohne 
dass eine klare Zuordnung zu einer von ih­
nen möglich war. 

c) Das Vorliegen der gesetzlichen Vor­
aussetzungen einer Standortabfrage ist 
klarerweise strikt ex ante, das heißt von 
der Situation her zu beurteilen, wie sie 
sich im Zeitpunkt der Vornahme der Ab­
frage darstellt. Was nachträglich zu Tage 
tritt und welche Ergebnisse das Auskunfts­
verlangen zeitigt, ist für dessen Zulässig­
keit nicht relevant. Dementsprechend ist es 
vom Gesetz her auch nicht zu beanstanden, 
wenn die dem RSB zu Standortauskünften 
erstatteten Meldungen über die Ergebnisse 
der gemeldeten Ermittlungen keine Anga­
ben enthalten. Über Ersuchen des RSB an 
die meldenden Stellen konnte aber erreicht 
werden, dass die – bereits in den Vorjahren 
sehr beachtliche – Zahl der Meldungen mit 
Angaben zum Ergebnis einer Maßnahme 
2014 nochmals erheblich anstieg. 

Von besonderem Interesse ist wohl, in 
welchem Ausmaß das eigentliche Ziel der 
Standortabfrage erreicht wurde, nämlich 
die angenommene Gefahr für Leben, Ge­
sundheit oder Freiheit abzuwenden bzw 
der gefährdeten Person Hilfe zu leisten. 
Entsprechende Angaben enthalten 1.013 
Meldungen, was nicht weniger als 98 % 
der Erstmeldungen nach § 53 Abs 3b ent­
spricht. 

Infolge des inzwischen sehr hohen An­
teils der Meldungen mit Angaben über den 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Sachausgang Anzahl Anteil 
gefährdete Person durch 
Peilung lebend gefunden 264 26 % 
gefährdete Person ohne 
(nachweisbaren) Einfluss der 
Peilung lebend gefunden 305 30 % 
gefährdete Person hat sich 
(aktiv) gemeldet 328 32 % 
gefährdete Person tot gefunden 
gefährdete Person nicht gefunden 
Alle Angaben 

75 
41 

1.013 

7 % 
4 % 

99 %* 

* Rundungsfehler 

Tab. 4: Mitgeteilte Ergebnisse der Meldungen 
zur Standortermittlung 

Sachausgang können die in der Tabelle 4 
ausgewiesenen Daten nunmehr wohl als 
für die Meldungen nach § 53 Abs 3b ins­
gesamt repräsentativ angesehen werden. 
Auf dieser Basis lässt sich feststellen: In 
26 % der erfassten Fälle wurde das best­
mögliche Ergebnis erzielt: Nicht weniger 
als 264 unter besorgniserregenden Um­
ständen abgängige Menschen wurden ge­
rade durch die Peilung ihres Mobiltelefons 
lebend aufgefunden. In 30 % der erfassten 
Fälle wurde die gefährdete Person durch 
andere Maßnahmen lebend gefunden und 
in 32 % hat sie sich selbst aktiv gemeldet. 
In 7 % der Fälle freilich wurde die gefähr­
dete Person nur mehr tot und in 4 % trotz 
(zumindest versuchter) Peilung gar nicht 
gefunden. Ein Vergleich der angeführten 
Befunde mit den für 2013 erhobenen zeigt, 
dass der Sachausgang der zu § 53 Abs 3b 
gemeldeten Fälle weitgehend konstant 
bleibt. Der 2014 gestiegene Anteil der 
nachweislich gerade durch die Peilung 
aufgefundenen Personen verdient aber po­
sitiv vermerkt zu werden. 

d) Der in der Einleitung angesprochene 
Einsatz technischer Mittel zur Standort­
bestimmung erfolgte in zehn Fällen, was 
knapp 1 % der Erstmeldungen nach § 53 
Abs 3b entspricht. Dazu kommen sechs 
Fälle, in denen der Einsatz eines tech­
nischen Mittels geplant war, aber nicht 
realisiert wurde, weil in zwei Fällen der 
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angeforderte IMSI­Catcher aus tech­
nischen Gründen nicht eingesetzt werden 
konnte bzw in den übrigen vier Fällen der 
Gesuchte doch noch vorher auf andere 
Weise aufgefunden wurde. 

e) Von der bis zur Jahreshälfte 2014 
prinzipiell noch bestehenden Möglich­
keit der Verwendung von Vorratsdaten 
zur Bestimmung des Standorts eines Mo­
biltelefons wurde ausweislich der 626 
Meldungen, deren Sachverhalte vor dem 
30. Juni lagen, laut Auskunft der Betrei­
ber in keinem einzigen Fall Gebrauch ge­
macht. Dieser Befund ist angesichts der 
Grundvoraussetzungen für die in Rede 
stehenden Ermittlungsmaßnahmen auch 
nicht überraschend. Zur Abwendung ei­
ner „gegenwärtigen“ Gefahr benötigt man 
eben in aller Regel aktuelle Standortdaten, 
die definitionsgemäß keine Vorratsdaten 
sein können, oder die Mitteilung über den 
Standort des angefragten Mobiltelefons in 
einem nur sehr kurz zurückliegenden Zeit­
punkt, wozu meist auch noch aus betrieb­
lichen Gründen gespeicherte Daten zur 
Verfügung stehen. 

2. gesaMtBereich 
oBserVation 
a) Observation, definiert als „Ermittlung 
personenbezogener Daten durch Beob­
achten“, wird in § 54 Abs 2 – abgesehen 
von ihrem Einsatz zur erweiterten Gefah­
renerforschung – zu zwei alternativ ver­
knüpften Zwecken für zulässig erklärt: 
(1) zur Verhinderung einer von einem be­
stimmten Menschen geplanten straf baren 
Handlung gegen Leben, Gesundheit, Sitt­
lichkeit, Freiheit, Vermögen oder Umwelt 
noch wäh rend ih rer Vorbereit u ng und 
(2) zur Abwehr gefährlicher Angriffe oder 
krimineller Verbindungen, wenn diese 
Abwehr sonst gefährdet oder erheblich er­
schwert wäre. Die SPG­Novelle 2011 hat 
die wiedergegebene Regelung durch Ein­
fügung des Abs 2a in § 54 um den Einsatz 

technischer Mittel zur Unterstützung der 
Observation („Peilsender“) ergänzt.4 

b) Im Jahr 2014 sind zu § 54 Abs 2 
uU iVm Abs 2a („schlichte Observation“) 
259 Meldungen eingelangt, was gegen­
über den Vergleichswerten des Vorjahres 
einen erheblichen Anstieg bedeutet, der 
bei den Erstmeldungen knapp 40 % und 
bei den Nachtragsmeldungen nicht weni­
ger als 145 % beträgt. Diese ganz gewal­
tige Zunahme der Nachtragsmeldungen ist 
zu einem wesentlichen Teil sicher darauf 
zurückzuführen, dass der RSB selbst und 
seine in diesem Bereich mehrfach initiativ 
gewordene Vertreterin Bergmüller­Hannak 
ihr Verlangen, nach Abschluss einer Ob­
servation über deren Ergebnisse und die 
gegebenenfalls erforderliche Löschung er­
mittelter Daten informiert zu werden, im 
Berichtsjahr deutlich intensiviert haben. 
Ob bzw wieweit diese verschärfte Praxis 
auch Rückwirkungen auf die Erstmel­
dungen zu § 54 Abs 2 SPG hatte, und zwar 
in dem Sinne, dass deren Zunahme zum 
Teil nicht auf vermehrte Observationen, 
sondern bloß auf eine gesteigerte Melde­
disziplin zurückzuführen ist, lässt sich auf 
Grundlage der dem RSB zur Verfügung 
stehenden Unterlagen nicht seriös abschät­
zen. Zweck der schlichten Observationen 
war auch 2014 wieder ganz überwiegend 
die Abwehr professioneller Diebstähle, 
insb Taschen­ und Einbruchsdiebstähle. 
Relativ häufig geht es bei der in Rede ste­
henden Maßnahme auch um die Bekämp­
fung der Suchtmittelkriminalität. 

c) Von besonderem Interesse ist, wie 
häufig Observationen durch einen Peiler­
einsatz unterstützt wurden. Insgesamt lie­
gen dazu 114 Meldungen vor, aus denen 
sich 76 Fälle eines gesicherten tatsäch­
lichen Peilereinsatzes ergeben; dazu kom­
men zwei gegen Jahresende 2014 gemel­
dete Fälle, in denen die Verwendung eines 
Peilers angekündigt, die Realisierung die­
ses Vorhabens aber wegen der noch feh­

9 
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lenden Nachtragsmeldung ungewiss ist. 
In fünf Fällen wurde der RSB informiert, 
dass der ursprünglich als geplant gemel­
dete Peilereinsatz letztlich doch nicht 
ausgeführt wurde. Ein exakter Vergleich 
der angegebenen Zahlen mit den Werten 
der Vorjahre ist leider nicht möglich, weil 
damals die vorstehend ausgeführten Dif­
ferenzierungen innerhalb der Meldungen 
zu § 54 Abs 2a SPG nicht möglich waren. 
Sicher ist aber jedenfalls, dass 2014 erneut 
eine beachtliche Zunahme der gemeldeten 
Fälle von tatsächlichen Peilereinsätzen 
zu registrieren ist. Ob bzw wieweit dieser 
Befund immer noch auf eine steigende 
Meldedisziplin und einen abnehmenden 
Rückgriff auf die Möglichkeiten eines 
Peilereinsatzes nach den Regeln der StPO 
zurückzuführen ist – zur Erläuterung der 
komplexen Problematik dieses Fragen­
kreises sei auf die Ausführungen des Vor­
jahresbeitrags5 hingewiesen –, muss offen 
bleiben. 

d) Abschließend sollen auch kurz dieje­
nigen Meldungen, die sich auf Observa­
tionen beziehen, die in Kombination mit 
anderen Maßnahmen erfolgt sind, behan­
delt werden. Daten zur Verteilung der 
Meldungen zum Gesamtbereich Observa­
tion auf die erfassten Konstellationen lie­
fert die Tabelle 5. 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Konstellation Anzahl 
Observation (§ 54/2 bzw 2a) 259 
Observation mit verdeckter 
Ermittlung (§§ 54/2 bzw 
2a iVm 54/3) 3 
Observation mit Bildauf-
zeichnung (§§ 54/2 bzw 
2a iVm 54/4) 27 
Observation mit Verwendung 
fremder Bilddaten (§§ 54/2 
bzw 2a iVm 53/5) 2 
Alle Konstellationen 291 

Tab. 5: Meldungen zum Gesamtbereich Observation 

Die drei Meldungen, die über mit ver­
deckten Ermittlungen verknüpfte Obser­
vationen berichten, betreffen allesamt die 

Abwehr von Suchtgiftkriminalität. Die 
27 Meldungen zur Kombination von Obser­
vation und verdeckter Bildaufzeichnung 
haben vor allem die Bekämpfung von 
professioneller Vermögens­ und Suchgift­
kriminalität zum Gegenstand; drei Mel­
dungen der in Rede stehenden Kategorie 
berichten über die Abwehr von Delikten 
gegen das Verbotsgesetz und eine war ge­
gen die Abwehr nachrichtendienstlicher 
Aktivitäten zum Nachteil Österreichs ge­
richtet. Anders als im Vorjahr sind 2014 
zwei Meldungen (eine Erstmeldung und 
eine diese ergänzende Nachtragsmeldung) 
zur Kombination von Observation mit 
Verwendung fremder Bilddaten einge­
langt. Im bezogenen Fall geht es um die 
Observation von Mitgliedern einer auf 
die Begehung schwerer Eigentumsdelikte 
ausgerichteten ausländischen kriminellen 
Vereinigung, die von den Sicherheitsbe­
hörden ab ihrem Eintreffen am Flughafen 
mit Hilfe der dortigen Sicherheitskameras 
überwacht wurden. 

iV. Kontrolle der 
erweiterten gefahren­
erforschung 
Gr undlage der er weiter ten Gefahrener­
forschung ist § 21 Abs 3. Danach obliegt 
den Sicherheitsbehörden vor allem „die 
Beobachtung von Gr uppier ungen, wenn 
im Hinblick auf deren bestehende Struk­
turen und auf zu gewärtigende Entwick­
lungen in deren Umfeld damit zu rechnen 
ist, dass es zu mit schwerer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit verbundener Krimi­
nalität, insbesondere zu weltanschaulich 
oder religiös motivierter Gewalt, kommt“. 
Seit 1. April 2012 gibt es unter eng deter­
minierten Voraussetzungen ergänzend die 
erweiterte Gefahrenerforschung in Form 
der Beobachtung einer einzelnen Person.6 

Für beide Formen der erweiterten Ge­
fahrenerforschung wird den Sicherheits­
behörden zusätzlich zur allgemeinen Er­
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mächtigung, personenbezogene Daten zu 
ermitteln und weiter zu verarbeiten (§ 53 
Abs 1 Z 2a), prinzipiell auch der Einsatz 
von in § 91c Abs 3 taxativ aufgezählten Er­
mittlungsbefugnissen eröffnet. Sowohl die 
erweiterte Gefahrenerforschung als solche 
als auch der Einsatz jeder der angeführten 
ergänzenden Maßnahmen bedürfen je­
weils der ausdrücklichen vorangehenden 
Ermächtigung des RSB. 

1. angaBen zu den 
Meldungen insgesaMt 
Im Jah r 2014 sind beim RSB insgesamt 
77 Meldungen zur erweiterten Gefahren­
erforschung eingelangt. Das bedeutet ge­
genüber den Vorjahren, in denen jeweils 
ein Anstieg der Meldungen zu § 21 Abs 3 
SPG zu verzeichnen war, eine Gegenbe­
wegung mit einem im Vergleich mit den 
83 Meldungen aus 2013 zu registrierenden – 
freilich nur geringfügen – Rückgang. Auf 
erweiterte Gefahrenerforschungen gegen­
über Ein zelpersonen entf ielen z wei der 
insgesamt 77 Meldungen. 

Was die Charakterisierung der gemäß § 21 
Abs 3 SPG beobachteten Gruppen anlangt, 
kann berichtet werden, dass es in den dazu 
erstatteten 75 Meldungen aus 2014 nach wie 
vor überwiegend (56 %) um verschiedene 
Ausprägungen von islamistischem Extre­
mismus geht. Darüber hinaus erstreckte sich 
die erweiterte Gefahrenerforschung auf se­
paratistischen Extremismus sowie auf Grup­
pierungen, von denen durch Rechtsextre­
mismus oder Linksextremismus motivierte 
Gewalttaten zu befürchten waren. 

Die zwei 2014 zur erweiterten Gefah­
renerforschung gegenüber Einzelpersonen 
erstatteten Meldungen, bestehend aus zwei 
Erstmeldungen, betreffen Fälle von be­
fürchtetem Jihadismus. 

2. arten der Meldungen 
Um die Bedeutung der gemäß § 91c Abs 3 
erstatteten Meldungen richtig einzuschät­

zen, ist es notwendig, sie in drei Gruppen 
aufzugliedern. 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Art der Meldung Anzahl Anteil 
Erstantrag 10 13 % 
Nachtragsmeldung mit 
Fortführungsantrag 58 75 % 
Nachtragsmeldung ohne 
Fortführungsantrag 9 12 % 
Alle Meldungen 77 100 % 

Tab. 6: Meldungen zur erweiterten Gefahren-
erforschung (§ 21 Abs 3) 

Aus der ersten Zeile der Tabelle 6 sehen 
wir, dass im Berichtsjahr von den zu § 21 
Abs 3 SPG insgesamt erstatteten 77 Mel­
dungen lediglich zehn als Erstmeldungen 
erstattet wurden. Das bedeutet, dass es 
auch 2014 nur zu einem kleinen – etwa 1/8 

betragenden – Teil der Meldungen darum 
ging, dass der RSB für eine neu zu begin­
nende erweiterte Gefahrenerforschung die 
gesetzlich geforderte Ermächtigung erteile. 

Die große Mehrheit der Meldungen, 
nämlich 58 (75 %), stellen nach wie vor 
Nachtragsmeldungen, mit denen vor dem 
Ablauf einer bestehenden Ermächtigung 
zur erweiterten Gefahrenerforschung de­
ren Verlängerung begehrt wird. Die sehr 
starke Besetzung der Meldungsgruppe mit 
Fortsetzungsanträgen erklärt sich daraus, 
dass der RSB Ermächtigungen prinzipiell 
nur befristet, und zwar für maximal sechs 
Monate, erteilt. 

In der dritten Zeile der Tabelle sind 
schließlich diejenigen 2014 beim RSB ein­
gelangten Nachtragsmeldungen angeführt, 
in denen lediglich die Beendigung einer 
erweiterten Gefahrenerforschung mitgeteilt 
und über deren Ergebnisse berichtet wird. 

3. erledigung der 
erMächtigungsanträge 
Von besonderem Interesse ist naturgemäß, 
wie der RSB die an ihn gerichteten Anträge 
auf Erteilung einer Ermächtigung zur er­
weiterten Gefahrenerforschung erledigt hat. 

11 



.SIAK-JOURNAL 3/2015

   
 

  

 

      

 
 

        

 

 

 

 
 

   
 

 
 
 

    
    

   
   

   
   

 

 

     

 

 

 

  

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 
    

 

 

 

  

 

Von den insgesamt 68 Anträgen auf Er­
teilung einer Ermächtigung wurden 66 zu­
mindest teilweise positiv erledigt. In zwei 
Fällen hat der RSB die begehrte Ermächti­
gung zur Gänze verweigert. Bei zwei Erst­
und zwölf Fortsetzungsanträgen wurde nur 
eine eingeschränkte Ermächtigung erteilt. 
Konkret bezog sich die Einschränkung 
meist darauf, dass die begehrte Ermächti­
gung zum Einsatz von Bildaufzeichnungs­
geräten gemäß § 54 Abs 4 nur für Foto­, 
nicht aber für Videoaufnahmen erteilt 
wurde. Daneben kam es mehrfach zu einer 
präziseren und engeren Begrenzung des 
videoüberwachten räumlichen Bereichs 
sowie zu einer strikteren Umschreibung 
des beobachteten Personenkreises. 

Quelle: Burgstaller/Kubarth 

Ermächtigung Ermächtigung Ermächtigung 
Art der Anträge uneingeschränkt eingeschränkt nicht 

erteilt erteilt erteilt 
Erstanträge 7 2 1 
Fortsetzungsanträge 45 12 1 
Alle Anträge 52 14 2 

Tab. 7: Erledigung der Anträge auf Ermächtigung 
zur erweiterten Gefahrenerforschung 

Was die besonders interessierende er­
weiterte Gefahrenerforschung gegen Ein­
zelpersonen gemäß § 21 Abs 3 Z 1 anlangt, 
ist zu berichten: Es gab insgesamt zwei 
Erstanträge, zu denen der RSB in einem 
Fall eine Ermächtigung erteilt und im an­
deren Fall abgelehnt hat. 

V. aBschliessende BeMer­
Kung zur gesaMtsituation 
Insgesamt lässt sich auf Gr und der Er­
fahr ungen des RSB für 2014 die für die 
Vorjahre gezogene Schlussfolger ung un­
veränder t auf rechterhalten: Die Sicher­
heitsbehörden machen von ihren, in den 
Aufgabenbereich des RSB fallenden Be­
fugnissen nach dem SPG durchaus verant­
wortungsbewusst Gebrauch. Und sie sind 
bereit, den nicht unerheblichen Aufwand, 
den ihnen der RSB bereitet, in konstruk­
tivem Geist zu tragen. Dies wohl auch in 
der Erken nt n is, d ass ei ne er nstgenom­
mene Kontrolle durch den unabhängigen 
RSB letztlich auch im Interesse der Polizei 
selbst liegt. 

1 Paragrafen ohne nähere Bezeichnung
 

beziehen sich auf das SPG idgF.
 
2 VfGH 27.06.2014, G 47/2012, kundge­


macht mit BGBl I 2014/44 am 30.06.2014.
 
3 Näher dazu Burgstaller/Pühringer
 

(2013) 16.
 
4 Näher dazu Burgstaller (2013) 396.
 
5 Näher dazu Burgstaller/Pirnat (2014) 22.
 
6 Näher dazu Burgstaller (2013) 394 ff. 
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